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den auf allen Seiten weiter abgebaut, 
um letztendlich das Potential der KJP 
als Brückendisziplin und Motor im 
Dschungel der Zuständigkeiten, 
Expertisen und Finanzierungsgrund-
lagen nutzbar zu machen.
 
Fallbeispiel
Fall: Der 14-jährige Paul ist seit ca. 
drei Jahren von Zwängen betroffen. 
Der Beginn war schleichend. Erst 
haben sein besonderer Hang zur 
Reinheit und gelegentlich seine Vor-
liebe für Zahlenfolgen nur wenig 
gestört. Manchmal hat es sogar 
Spaß gemacht. Seit einigen Monaten 
geht jedoch gar nichts mehr. An 
besonders schlimmen Tagen geht er 
nicht mehr in die Schule, ja sogar 
nicht mehr aus dem Haus, weil er 
befürchtet, sich anzustecken. Fehl-
tage häufen sich. Freunde hat Paul 
kaum noch. Die Angst vor Verunrei-
nigung außerhalb des Hauses und 
durch seine „unsauberen“ Mitmen-
schen hat ihn sozial nahezu komplett 
isoliert. Zusätzlich ist er mittlerweile 
fast ständig damit beschäftigt, Zah-
lenfolgen in Gedanken zu vervoll-
ständigen. Seine Eltern sind hilflos, 
entschuldigen ihn in der Schule und 
versuchen, so gut es geht, seinen 
Sauberkeitsansprüchen zu genügen. 
Erläuterungen: Mittel- und langfris-
tig droht bei Paul eine Gefährdung 
seiner altersgerechten Entwicklung 
bedingt durch den sozialen Rückzug 
und seine eingeschränkten Entwick-
lungsmöglichkeiten. Ursache sind die 
Übermacht seiner Zwangsgedanken 
und -handlungen sowie körperliche 
Schäden aufgrund des Waschzwan-
ges. Im Rahmen einer Konsultation 
eines Kinder- und Jugendpsychiaters 

kann eine eingehende Diagnostik 
erfolgen, welche das gesamte Aus-
maß der Zwangserkrankung und 
auch die bereits betroffenen Lebens-
bereiche des Jungen erfassen.
Dabei ist eine enge Kooperation mit 
der Schule, den Eltern, eventuell 
dem Jugendamt und Personen aus 
sonstigen Lebensbereichen notwen-
dig. Nach erfolgter Diagnostik kön-
nen im Rahmen eines Auswertungs-
gespräches Ergebnisse und Therapie-
möglichkeiten (ambulante/stationäre 
Therapieformen, soziale Unterstüt-
zungen, Selbsthilfe-Elterngruppen, 
Freizeitgestaltung, medizinische 
Aspekte, evtl. Medikation) bespro-
chen werden. Im Rahmen einer 
Jugendhilfemaßnahme kann im Ext-
remfall für einen begrenzten Zeit-
raum eine Familienhilfe (Unterstüt-
zung der Behandlung der Zwangser-

krankung durch Unterstützung der 
Exposition und Konfrontation im 
häuslichen Umfeld und Unterstüt-
zung der Eltern beim Aufbrechen 
krankheitserhaltender Verhaltens-
weisen wie bisheriges Mittragen des 
Waschzwanges) oder zeitweise ein 
Schulbegleiter eingesetzt werden. 
Auch in diesem Fall wäre eine früh-
zeitigere Konsultation sinnvoll gewe-
sen, da Zwangserkrankungen stark 
zur Chronifizierung neigen. Hier gilt: 
Eine kognitive Verhaltenstherapie 
hat hier umso mehr Erfolgsaussich-
ten, je früher im Krankheitsverlauf 
mit ihr begonnen wird.
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Eingriff in die Personen-
sorge/Entzug des  
Aufenthaltsbestim-
mungsrechts/
Inobhutnahme

Ein Eingriff in die Personensorge setzt nach §§ 1666, 1666 a BGB das Vorliegen einer erwiesenen 
Gefährdung des körperlichen, geistigen oder seelischen Kindeswohls und den Umstand, dass die Sorge-
berechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, diese Gefahr von dem Kind abzuwenden, voraus.

Diese vorläufige Maßnahme kann nur dann erwogen werden, wenn sie zum Wohle der Kinder 
unumgänglich und die Sache so eilbedürftig ist, dass sie bereits im Wege einer vorläufigen Anordnung 
getroffen werden muss (vgl. OLG Jena FamRZ 2006, 280).

Entzug des Aufenthaltsbestimmungsrechts im Wege der einstweiligen Anordnung kommt nur bei 
akuten und unmittelbar bestehenden bzw. bevorstehenden erheblichen Gefährdungen des Kindeswohls 
in Betracht, bei denen ein Hauptsacheverfahren nicht abgewartet werden kann (vgl. BVerfG ZKJ 2011, 
133; EGMR FamRZ 2005, 585).

Folge des Entzugs des Aufenthaltsbestimmungsrechts kann dann z.B. eine vorläufige Aufnahme und 
Unterbringung eines Kindes oder Jugendlichen in Notsituation durch das Jugendamt (§ 42 SGB VIII)  
(= Inobhutnahme) sein.

http://de.wikipedia.org/wiki/Kind
http://de.wikipedia.org/wiki/Jugendlicher
http://de.wikipedia.org/wiki/Jugendamt
http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__42.html
http://de.wikipedia.org/wiki/Sozialgesetzbuch



